
# 2018/49  Thema 

https://shop.jungle.world/artikel/2018/49/hauptsache-stabilitaet

Warum DGB-Führung und CDU ganz gut miteinander können 

Hauptsache Stabilität
Von Peter Nowak

Zwar steht der DGB im Ruf, ein sozialdemokratisches Programm zu haben, allzu
groß sind die Differenzen mit der CDU jedoch nicht.

»Wir DGB-Gewerkschaften sind die größten antifaschistischen Organisationen in diesem
Land. Das heißt – und das sage ich in aller Deutlichkeit: Wir sind nicht die Antifa. Und wir
müssen uns den Kampf gegen Rechtsextremismus von niemandem erklären lassen.
Deshalb werden wir in Zukunft keine DGB-Häuser an irgendwelche gewaltbereiten
Gruppen vermieten, die aus ideologischer Verblendung Rechtsstaat mit NS-Staat
gleichsetzen.« Mit diesem Statement auf dem Bundeskongress der Gewerkschaft der
Polizei (GdP) sorgte der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann Ende November für Applaus.
Neben den Gewerkschaftern begrüßten auch die extrem rechte Wochenzeitung Junge
Freiheit und zahlreiche rechte Netzwerke die Äußerung und auch der CDU dürfte sie
gefallen haben. Denn Hoffmanns Aussage ist ein Zugeständnis an konservative
Gewerkschafter. »Es gibt durchaus linke Irrlichter, die meinen, der Rechtsstaat, den ihr
schützt, wäre ein rechter Staat«, rief er den Polizisten und Polizistinnen zu. »Das ist falsch,
dumm und gefährlich!«

Schon vor dieser  Abgrenzung zu linken Gruppen stieß der DGB-Vorsitzende in der CDU auf
Sympathie. So lobte der Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Uwe Schummer, Hoffmann anlässlich von dessen Wiederwahl.
Insbesondere sein Bekenntnis zur Sozialpartnerschaft und zur sozialen Marktwirtschaft
gefalle der CDU. Auch in den Krisen der jüngeren Vergangenheit wie etwa der Wirtschafts-
und Finanzkrise seit 2008 habe sich der DGB als Garant von Stabilität bewährt.

Der DGB-Apparat stand fern von realen Kämpfen schon immer für den staatstragenden
Charakter der deutschen Gewerkschaften. Dass das Personal mehrheitlich
sozialdemokratisch orientiert war, führte bei der CDU gelegentlich zu Unmut und Polemik.
Doch wenn es ernst wurde, spielte das keine Rolle. Der DGB stand auch von Anfang an
treu zur Bundeswehr, wie der Soziologe Malte Meyer darlegt: »Die DGB-Spitzen haben die
Kriegseinsätze der Bundeswehr im ehemaligen Jugoslawien und in Afghanistan
abgesegnet und hatten faktisch auch gegen die Remilitarisierung deutscher Außenpolitik
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seit 1990 nichts einzuwenden. Die IG Metall ist in der Rüstungsbranche ein zuverlässiger
Verteidiger von Standortinteressen.« (Jungle World 21/2018)
Die Krise der SPD und die Erosion des sozialdemokratischen Milieus führen beim DGB zu
einer stärkeren Betonung seiner integrativen Rolle im Kapitalismus, für den Arbeitsfrieden
zu sorgen. Dabei geht es auch um die Interessenvertretung der Mitglieder, die der DGB
allerdings selten im Klassenkampf oder in einer transnationalen Solidarität verortete.

Der DGB steht weitgehend in einer Tradition der Regulierung und Kontrolle der Arbeit, der
Zusammenarbeit mit den Unternehmern und der Abgrenzung nach unten, also von
Schichten, die nicht in einem regulären Beschäftigungsverhältnis stehen. Lohnabhängige
aus anderen Ländern werden in dieser Tradition eher als Konkurrenten denn als Kollegen
betrachtet, ebenso wie Frauen mussten sie sich ihre Position in den Gewerkschaften hart
erkämpfen. Soziale Verbesserungen sollen nur bestimmten Gruppen zugute kommen. Die
Forderung nach sozialen Rechten für alle hat in dieser Gewerkschaftsvorstellung keinen
Platz. Das bekommen in den Betrieben vor allem die Leiharbeiter zu spüren, für deren
Rechte sich die Betriebsräte der DGB-Gewerkschaften meist nicht zuständig fühlen. Es ist
Ausdruck dieser exklusiven Solidarität, wenn Hoffmann den »schlanken Staat« vor allem
dann kritisiert, wenn angeblich an Polizei und Sicherheit gespart wird. Es ist die gleiche
Haltung, aus der heraus Hoffmann kürzlich einen vom Grünen-Vorsitzenden Robert Habeck
vorgeschlagenen Verzicht auf Sanktionen beim Arbeitslosengeld II als »keine gute Idee«
bezeichnete und damit eher eine CDU-Position vertrat. In der Union wird indes darüber
diskutiert, wenigstens die Regeln für Hartz IV zu entschärfen, die den Beziehern nur einen
geringen Zuverdienst erlauben und so die »Lust auf Arbeit« nicht eben fördern. Eine
Argumentation, die dem DGB nicht fern liegt. Schließlich soll sich Arbeit ja auch lohnen.

Hoffmann stellte kürzlich in einem Interview mit der Neuen Ruhrzeitung klar, dass der DGB
das derzeitige Regierungsbündnis weiter unterstützt. Er lobte ausdrücklich deren Sozial-
und Wirtschaftspolitik. Auch ein möglicher CDU-Vorsitzender Friedrich Merz müsse das
gute Verhältnis nicht trüben. »Merz hat dazugelernt und weiß, dass die neoliberalen Zeiten
der CDU vorbei sind. Wenn er Nachhilfe braucht bei der Mitbestimmung oder bei der
Tarifautonomie, dann stehe ich gern zur Verfügung«, bietet sich Hoffmann an. Man treffe
sich regelmäßig bei der Organisation »Atlantikbrücke«.

Fragt sich nur, ob Merz auf die Avancen des Gewerkschaftsvorsitzenden eingeht – und wie
viele Unternehmen ganz auf die Dienste des Sozialpartners DGB bei der Verteidigung des
Standorts Deutschland verzichtet. Inhaltlich liegen DGB und CDU bislang jedenfalls nicht
so weit auseinander, wie man vermuten könnte.
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